oie STATISTEN

Schonen guten Tag,

wir sind die Wahlervereinigung ,,Die Stadtisten e. V.“ und seit 2014 im Stuttgarter Gemeinderat
vertreten. Auch wir blicken mit Spannung auf die kommende Landtagswahl. In diesem Zuge haben
wir einen Fragenkatalog erstellt, der fUr uns wichtige Themen aufgreift, die das Leben in der
Kommune betreffen und in einem unmittelbaren Zusammenhang mit landespolitischen
Entscheidungen stehen.

Wir wirden uns sehr Uber lhre Beantwortung dieser Fragen freuen, um sie im Anschluss auf
unseren Social-Media Kanalen zu verdffentlichen.

Mit GriBen aus der Landeshauptstadt

der Vorstand der Stadtisten

Wirtschaft

1. In welchen Wirtschaftszweigen sehen Sie das groBte Entwicklungspotenzial fur die
Wohlstandssicherung des Standorts Baden-Wurttemberg?

Wir sehen das gréBte Potenzial in einer sozial-6kologischen Transformation der Industrie,
nsbesondere durch den Umbau der Automobilindustrie hin zu einer nachhaltigen Mobilitétsindustrie.
Statt am Verbrenner festzuhalten, wollen wir Kapazitaten flr die Produktion von Bussen, Bahnen und
emissionsfreien Fahrzeugen nutzen, um zukunftsfahige Arbeitspléatze in Baden-Wiirttemberg zu
Sichern.

Wir fordern keinen sofortigen Stopp jeglicher Pkw-Produktion, sondern eine Diversifizierung, um die
epinseitige Abhangigkeit vom volatilen Pkw-Weltmarkt zu beenden. Die aktuelle Krise der
Automobilindustrie ist hausgemacht: Sie resultiert aus dem Festhalten am Verbrennungsmotor und
einer Strategie, die einseitig auf immer gréBere, teurere Luxusautos setzt. Das Ziel ist der Umbau zu
piner umfassenden nachhaltigen Mobilitatsindustrie. Das bedeutet, dass Werke kinftig neben
weniger) Autos verstarkt Giter produzieren, flr die wir einen massiven gesellschaftlichen Bedarf
sehen: Lokomotiven, Waggons, StraBenbahnen, E-Busse und digitale Verkehrstechnik. Es geht also
hicht darum, das Feld anderen zu Giberlassen, sondern neue Geschaftsfelder zu erschlieBen, bevor
die alten wegbrechen. Auch die Starkung regionaler Wirtschaftskreislaufe und genossenschattlicher
Strukturen im l&andlichen Raum bietet groBes Potenzial.

2. Die Metropolregion Stuttgart gehdrt mit dem Cyber Valley (Kooperation zwischen Stuttgart
und Tubingen) und dem IPAI in Heilbronn bundesweit zu den leistungsstarksten Zentren
modernster technologischer Entwicklungen. Wie wollen Sie die Synergien dieser
zukunftsweisenden Potenziale konkret fordern?

Die Linke fordert eine Transformation der Arbeit im Sinne der Beschéftigten. Bei der Implementierung
von Kinstlicher Intelligenz (KI) und Digitalisierung am Arbeitsplatz ist fur uns entscheidend, dass dies
zu kirzerer Arbeitszeit und geringerer Arbeitsbelastung fuhrt, statt nur zu mehr Profiten oder
Leistungsverdichtung. Wir wollen die KI-Strategie von Baden-Wirttemberg im Dialog mit
Gewerkschaften und Beschaftigten tberarbeiten und dabei Mitbestimmung und Kontrolle durch
Betriebsréte sicherstellen. Innovationen sollen am Gemeinwohl ausgerichtet sein und nicht primar
Konzerninteressen dienen.
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Verwaltung und Birokratie

1. Burokratieabbau und Digitalisierung: Wie werden Sie Kommunen technisch und finanziell
SO ausstatten, dass eine Vernetzung mit der Landesebene moglich wird? Beabsichtigen
Sie, ein Landesgesetz fur einheitliche IT-Standards zu verabschieden?

Wir wollen die Behorden von Bund, Landern und Kommunen vernetzen und Abl&dufe beschleunigen.
Dafur fordern wir auf Bundesebene eine Investitionsoffensive von 10 Milliarden Euro jahrlich fur die
digitale Infrastruktur und Verwaltung. Software, die 6ffentliche Verwaltungen einkaufen oder
entwickeln lassen, darf nur noch in Ausnahmeféllen proprietér sein; wir setzen konsequent auf
Open-Source-Software, um Abhangigkeiten von digitalen Monopolen zu beenden und einmal

entwickelte Programme in anderen Verwaltungen und Kommunen ohne grol3e Zusatzkosten nutzbar
zu machen.

2. Welche MaBnahmen planen Sie angesichts sinkender Steuereinnahmen, um Kommunen
finanziell zu entlasten/unterstutzen?

Wir fordern eine grundlegende Reform der Gemeindefinanzierung. Dazu gehért der Ausbau der
Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftssteuer, die auch Selbststandige und Freiberufler mit
einbezieht. Wir wollen einen Altschuldenfonds bzw. Schuldenschnitt fur tiberschuldete Kommunen
und die strikte Einhaltung des Konnexitatsprinzips: Wer Aufgaben bestellt (Land/Bund), muss sie

auch bezahlen. Zudem setzen wir uns fur eine Vermdgensteuer ein, deren Einnahmen den Landern
zugutekommen und Investitionen ermdglichen.
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Verkehr / OPNV

1. Mobilitatsgarantie (in Ballungsgebieten 15-Minuten-Takt, in landlichen Raumen 30
Minuten) klingt gut, aber wer finanziert die massiven Betriebskosten, wenn die Kommunen

schon jetzt am Limit sind?

Um den massiven Ausbau des OPNV zu finanzieren, fordern wir, dass die Landesregierung die
Regionalisierungsmittel von 12,7 Mrd. auf 25,4 Mrd. Euro verdoppelt und ein Programm von jahrlich
500 Millionen Euro fir kommunale Verkehrsgesellschaften auflegt. Zudem wollen wir den Kommunen
ermdglichen, Uber einen ,Mobilitatspass” eine Nahverkehrsabgabe fiir Arbeitgeber nach
franzésischem Vorbild zu erheben, um Unternehmen an der Finanzierung zu beteiligen.

2. Unterstutzen Sie eine Reform des LandesstraBengesetzes, die den Vorrang der
Schulwegsicherheit vor der ,Leichtigkeit des Autoverkehrs“ rechtlich verbindlich

vorschreibt?

Ja. Wir fordern ausdrucklich, dass Kinder zu Fufd oder mit dem Fahrrad sicher zur Schule kommen
missen. Wir unterstiitzen Modelle wie die ,,Schulstrae” und setzen uns generell fir Tempo 30
innerorts ein (aul3er auf Hauptverkehrsachsen), um die Sicherheit zu erhéhen.
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Kultur

1. Schutzschirm fur Kommunen: Kultur ist eine freiwillige Aufgabe — wie wollen Sie die
Kommunen in diesem Bereich angesichts leerer Kassen finanziell unterstutzen?

Kultur muss als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz verankert und zur kommunalen
Pflichtaufgabe werden, damit sie verlasslich finanziert ist. Wir wollen sicherstellen, dass Kommunen
und Lander ausreichend Mittel erhalten, um ihrer Aufgabe in der Kulturpflege nachzukommen. Dies
soll unter anderem durch eine umfassende Steuerreform (inklusive der Wiedereinfiihrung der
Vermdgenssteuer) finanziert werden.

2. Stehen Sie hinter den gefassten Beschlissen seitens Land und der Stadt Stuttgart
hinsichtlich der Sanierung der Wlrttembergischen Staatstheater samt Interimsbau? Falls
nicht: Welche Alternativen bieten Sie an?

Die Linke setzt sich dafir ein, dass die geplante Interimsoper an den Wagenhallen zur dauerhaften
Spielstatte fiir Oper und Theater wird. Das hat den Vorteil, dass der bestehende Littmann-Bau
behutsam und vor allem im Vergleich zu den bestehenden Planungen kostenginstiger saniert
werden kann. Der Verzicht auf die Kreuzbihne, der Verzicht auf einen Abriss- Neubau des
Kulissengebaudes am Eckensee spart nach unserer Uberzeugung enorme Kosten. Die dann sanierte
Oper am Eckensee soll zur Spielstatte des Stuttgarter Balletts werden. Ein weiterer Vorteil wére,
dass der Littmann Bau behutsam im Vergleich zu den bestehenden Planungen saniert werden
kénnte und mit einem reduzierten Raumbedarf dann fiir weitere kulturelle und gesellschaftliche
Veranstaltungen genutzt werden kann.
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Soziales und Bildung

1. Wie wollen Sie dem Fachkraftemangel in Bildung und Betreuung (von Kita bis Schulende)
begegnen, ohne die Qualitat zu senken?

Wir fordern eine Offensive fir mehr Lehrkrafte, Erzieherinnen und Schulsozialarbeiterinnen. Um
Lehrkrafte zu gewinnen, setzen wir auf gute Arbeitsbedingungen und eine strukturell gleiche
Bezahlung unabhangig von Schulart und Status sowie ein attraktiveres Lehramtsstudium und
Referendariat mit héherer Vergutung. In der frihkindlichen Bildung fordern wir ein Kitaqualititsgesetz
und bessere Arbeitsbedingungen, um den Beruf attraktiver zu machen und Fachkréafte zu halten.

2. Stuttgart braucht mehr als nur Schlafplatze — mit welchen Landesférderprogrammen
wollen Sie Kommunen dabei unterstutzten, ,dritte Orte“ und quartiersbezogene

Begegnungszentren zu finanzieren, um der wachsenden sozialen Vereinsamung in
unseren Stadtteilen entgegenzuwirken?

Wir wollen leerstehendes Gewerbe (z. B. Warenhéauser) in kommunale oder genossenschaftliche
Hand Uberfuhren und zu ,Sorgezentren“ umgestalten. Das sollen Orte sein, an denen sich Menschen
treffen kdnnen, ohne etwas kaufen zu missen (,,Dritte Orte"). In l&ndlichen Raumen und Stadtteilen
wollen wir Gesundheitszentren und Begegnungsstatten férdern, um soziale Teilhabe zu sichern.
Finanziert sollen diese Vorhaben werden durch die Wiederherstellung der kommunalen
Handlungsféhigkeit (Entschuldung, Gemeindewirtschaftssteuer), gezielte Landes- und Bundesfonds
(Rekommunalisierungsfonds, Infrastruktur-Sondervermdgen) und einer gerechteren Steuerpolitik
(Vermogenssteuer), die die notwendigen Einnahmen auf Landesebene generiert.
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Wohnen

1. Ein spezifisches Hemmnis der Innenentwicklung ist die Stellplatzpflicht. Bei der
Aufstockung von Gebauden istder Nachweis zusatzlicher Stellplatze auf dem Grundstick
oft physisch unmoglich. Setzten Sie sich fur einen vollstandigen Verzicht der
Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand ein, um Wohnraum nicht an
Auto-Stellplatzen scheitern zu lassen?

Ja. Wir setzen uns dafur ein, dass bei Aufstockungen im Bestand kinftig kein zusatzlicher
Stellplatznachweis mehr verlangt wird. Gerade in dicht bebauten Quartieren sind zuséatzliche
Stellplatze haufig physisch gar nicht herstellbar — dadurch scheitern dringend benétigte Wohnungen
an Autostellplatzen. Das ist wohnungs- und klimapolitisch unsinnig. Stattdessen wollen wir
Aufstockungen und Umnutzungen konsequent von der Stellplatzpflicht befreien;

die Kommunen starken, Stellplatzanforderungen generell abzusenken oder auszusetzen;

und parallel den Umweltverbund aus OPNV, Rad- und FuRverkehr sowie Carsharing ausbauen.

2. Kommunales Quartiersforderprogramm: Setzen Sie sich fur ein integriertes
Forderprogramm ein, das Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen (Gewerbe, Kultur,
soziale Infrastruktur) kombiniert?

Ja. Wir setzen uns fiir eine Stadt der kurzen Wege ein, in der Besorgungen, Arztbesuche und soziale
Treffpunkte fulRlaufig erreichbar sind. Wir wollen, dass dort, wo neue Wohnungen entstehen,
gleichzeitig soziale und kulturelle Infrastruktur gewahrleistet ist. Lebendige, sozial durchmischte
Quartiere brauchen mehr als Wohnungen: Sie brauchen Kitas, Nachbarschaftszentren,
nicht-kommerzielle Treffpunkte, Praxen, kleine Laden und Kulturangebote vor Ort. Zudem fordern wir
ein Forderprogramm, um leerstehendes Gewerbe in soziale Zentren umzuwandeln, was genau diese
Mischnutzung starkt.
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	Wirtschaft_1: Wir sehen das größte Potenzial in einer sozial-ökologischen Transformation der Industrie, insbesondere durch den Umbau der Automobilindustrie hin zu einer nachhaltigen Mobilitätsindustrie. Statt am Verbrenner festzuhalten, wollen wir Kapazitäten für die Produktion von Bussen, Bahnen und emissionsfreien Fahrzeugen nutzen, um zukunftsfähige Arbeitsplätze in Baden-Württemberg zu sichern.
Wir fordern keinen sofortigen Stopp jeglicher Pkw-Produktion, sondern eine Diversifizierung, um die einseitige Abhängigkeit vom volatilen Pkw-Weltmarkt zu beenden. Die aktuelle Krise der Automobilindustrie ist hausgemacht: Sie resultiert aus dem Festhalten am Verbrennungsmotor und einer Strategie, die einseitig auf immer größere, teurere Luxusautos setzt. Das Ziel ist der Umbau zu einer umfassenden nachhaltigen Mobilitätsindustrie. Das bedeutet, dass Werke künftig neben (weniger) Autos verstärkt Güter produzieren, für die wir einen massiven gesellschaftlichen Bedarf sehen: Lokomotiven, Waggons, Straßenbahnen, E-Busse und digitale Verkehrstechnik. Es geht also nicht darum, das Feld anderen zu überlassen, sondern neue Geschäftsfelder zu erschließen, bevor die alten wegbrechen. Auch die Stärkung regionaler Wirtschaftskreisläufe und genossenschaftlicher Strukturen im ländlichen Raum bietet großes Potenzial.
	Wirtschaft_2: Die Linke fordert eine Transformation der Arbeit im Sinne der Beschäftigten. Bei der Implementierung von Künstlicher Intelligenz (KI) und Digitalisierung am Arbeitsplatz ist für uns entscheidend, dass dies zu kürzerer Arbeitszeit und geringerer Arbeitsbelastung führt, statt nur zu mehr Profiten oder Leistungsverdichtung. Wir wollen die KI-Strategie von Baden-Württemberg im Dialog mit Gewerkschaften und Beschäftigten überarbeiten und dabei Mitbestimmung und Kontrolle durch Betriebsräte sicherstellen. Innovationen sollen am Gemeinwohl ausgerichtet sein und nicht primär Konzerninteressen dienen.
	Verwaltung_und_Buerokratie_1: Wir wollen die Behörden von Bund, Ländern und Kommunen vernetzen und Abläufe beschleunigen. Dafür fordern wir auf Bundesebene eine Investitionsoffensive von 10 Milliarden Euro jährlich für die digitale Infrastruktur und Verwaltung. Software, die öffentliche Verwaltungen einkaufen oder entwickeln lassen, darf nur noch in Ausnahmefällen proprietär sein; wir setzen konsequent auf Open-Source-Software, um Abhängigkeiten von digitalen Monopolen zu beenden und einmal entwickelte Programme in anderen Verwaltungen und Kommunen ohne große Zusatzkosten nutzbar zu machen.
	Verwaltung_und_Buerokratie_2: Wir fordern eine grundlegende Reform der Gemeindefinanzierung. Dazu gehört der Ausbau der Gewerbesteuer zu einer Gemeindewirtschaftssteuer, die auch Selbstständige und Freiberufler mit einbezieht. Wir wollen einen Altschuldenfonds bzw. Schuldenschnitt für überschuldete Kommunen und die strikte Einhaltung des Konnexitätsprinzips: Wer Aufgaben bestellt (Land/Bund), muss sie auch bezahlen. Zudem setzen wir uns für eine Vermögensteuer ein, deren Einnahmen den Ländern zugutekommen und Investitionen ermöglichen. 
	Verkehr_OEPNV_1: Um den massiven Ausbau des ÖPNV zu finanzieren, fordern wir, dass die Landesregierung die Regionalisierungsmittel von 12,7 Mrd. auf 25,4 Mrd. Euro verdoppelt und ein Programm von jährlich 500 Millionen Euro für kommunale Verkehrsgesellschaften auflegt. Zudem wollen wir den Kommunen ermöglichen, über einen „Mobilitätspass“ eine Nahverkehrsabgabe für Arbeitgeber nach französischem Vorbild zu erheben, um Unternehmen an der Finanzierung zu beteiligen. 
	Verkehr_OEPNV_2: Ja. Wir fordern ausdrücklich, dass Kinder zu Fuß oder mit dem Fahrrad sicher zur Schule kommen müssen. Wir unterstützen Modelle wie die „Schulstraße“ und setzen uns generell für Tempo 30 innerorts ein (außer auf Hauptverkehrsachsen), um die Sicherheit zu erhöhen. 
	Kultur_1: Kultur muss als Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz verankert und zur kommunalen Pflichtaufgabe werden, damit sie verlässlich finanziert ist. Wir wollen sicherstellen, dass Kommunen und Länder ausreichend Mittel erhalten, um ihrer Aufgabe in der Kulturpflege nachzukommen. Dies soll unter anderem durch eine umfassende Steuerreform (inklusive der Wiedereinführung der Vermögenssteuer) finanziert werden.
	Kultur_2: Die Linke setzt sich dafür ein, dass die geplante Interimsoper an den Wagenhallen zur dauerhaften Spielstätte für Oper und Theater wird. Das hat den Vorteil, dass der bestehende Littmann-Bau behutsam und vor allem im Vergleich zu den bestehenden Planungen kostengünstiger saniert werden kann. Der Verzicht auf die Kreuzbühne, der Verzicht auf einen Abriss- Neubau des Kulissengebäudes am Eckensee spart nach unserer Überzeugung enorme Kosten. Die dann sanierte Oper am Eckensee soll zur Spielstätte des Stuttgarter Balletts werden. Ein weiterer Vorteil wäre, dass der Littmann Bau behutsam im Vergleich zu den bestehenden Planungen saniert werden könnte und mit einem reduzierten Raumbedarf dann für weitere kulturelle und gesellschaftliche Veranstaltungen genutzt werden kann.
	Soziales_und_Bildung_1: Wir fordern eine Offensive für mehr Lehrkräfte, Erzieherinnen und Schulsozialarbeiterinnen. Um Lehrkräfte zu gewinnen, setzen wir auf gute Arbeitsbedingungen und eine strukturell gleiche Bezahlung unabhängig von Schulart und Status sowie ein attraktiveres Lehramtsstudium und Referendariat mit höherer Vergütung. In der frühkindlichen Bildung fordern wir ein Kitaqualitätsgesetz und bessere Arbeitsbedingungen, um den Beruf attraktiver zu machen und Fachkräfte zu halten.
	Soziales_und_Bildung_2: Wir wollen leerstehendes Gewerbe (z. B. Warenhäuser) in kommunale oder genossenschaftliche Hand überführen und zu „Sorgezentren“ umgestalten. Das sollen Orte sein, an denen sich Menschen treffen können, ohne etwas kaufen zu müssen („Dritte Orte“). In ländlichen Räumen und Stadtteilen wollen wir Gesundheitszentren und Begegnungsstätten fördern, um soziale Teilhabe zu sichern.
Finanziert sollen diese Vorhaben werden durch die Wiederherstellung der kommunalen Handlungsfähigkeit (Entschuldung, Gemeindewirtschaftssteuer), gezielte Landes- und Bundesfonds (Rekommunalisierungsfonds, Infrastruktur-Sondervermögen) und einer gerechteren Steuerpolitik (Vermögenssteuer), die die notwendigen Einnahmen auf Landesebene generiert.
	Wohnen_1: Ja. Wir setzen uns dafür ein, dass bei Aufstockungen im Bestand künftig kein zusätzlicher Stellplatznachweis mehr verlangt wird. Gerade in dicht bebauten Quartieren sind zusätzliche Stellplätze häufig physisch gar nicht herstellbar – dadurch scheitern dringend benötigte Wohnungen an Autostellplätzen. Das ist wohnungs- und klimapolitisch unsinnig. Stattdessen wollen wir Aufstockungen und Umnutzungen konsequent von der Stellplatzpflicht befreien;
die Kommunen stärken, Stellplatzanforderungen generell abzusenken oder auszusetzen;
und parallel den Umweltverbund aus ÖPNV, Rad- und Fußverkehr sowie Carsharing ausbauen.


	Wohnen_2: Ja. Wir setzen uns für eine Stadt der kurzen Wege ein, in der Besorgungen, Arztbesuche und soziale Treffpunkte fußläufig erreichbar sind. Wir wollen, dass dort, wo neue Wohnungen entstehen, gleichzeitig soziale und kulturelle Infrastruktur gewährleistet ist. Lebendige, sozial durchmischte Quartiere brauchen mehr als Wohnungen: Sie brauchen Kitas, Nachbarschaftszentren, nicht-kommerzielle Treffpunkte, Praxen, kleine Läden und Kulturangebote vor Ort. Zudem fordern wir ein Förderprogramm, um leerstehendes Gewerbe in soziale Zentren umzuwandeln, was genau diese Mischnutzung stärkt.


